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I. Problemaufriss 

 

1. Änderung § 34c PolG NRW 

Nach dem aktuellen Vorschlag des Gesetzesentwurfs des Achten Gesetzes zur 
Änderung des Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen ist eine marginale 
Änderung des § 34c PolG NRW geplant. Demnach soll § 34c Abs. 2 S. 1 Nr. 2 PolG 
NRW dergestalt geändert werden, dass die Angabe „weitere Straftaten nach § 238“ 
durch die Angabe „in absehbarer Zeit Straftaten nach § 238 Absatz 2 oder 3“ ersetzt 
werden soll, wodurch der Schutz der Opfer noch beschränkt wird. Darüber hinaus soll 
in § 34c Abs. 3 S. 9 Nr. 1 PolG NRW die Angabe „Straftaten von erheblicher 
Bedeutung“ durch die Angabe „besonders schweren Straftaten“ ersetzt werden. 

 

Ziel der elektronischen Aufenthaltsüberwachung ist der Schutz besonders 
bedeutsamer Rechtsgüter und die Verhinderung schwerer Straftaten. Angesichts der 
mit dieser Maßnahme verbundenen erheblichen Eingriffsintensität darf sie jedoch nur 
unter engen Voraussetzungen eingesetzt werden (vgl. BVerfGE 156, 63 [143 f.]). Nach 
der verfassungsgemäßen Änderung des PolG NRW soll erforderlich sein, dass in 
absehbarer Zeit die Begehung eines besonders schweren oder qualifizierten Falls 
einer Straftat nach § 238 StGB zu erwarten ist. Damit setzt die Befugnis letztlich das 
Bestehen einer konkretisierten Gefahr für ein besonders gewichtiges Rechtsgut 
voraus. 
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2. Verlängerung des Rückkehrverbotes 

Nach dem Gesetzesentwurf des Achten Gesetzes zur Änderung des Polizeigesetzes 
des Landes Nordrhein-Westfalen soll in § 34a Abs. 5 S. 1, 2 PolG NRW jeweils die 
Angabe „zehnten“ durch die Angabe „vierzehnten“ ersetzt werden. 

Ziel der Änderung ist es, den Schutz von Opfern häuslicher Gewalt zu verbessern. Die 
bislang vorgesehene Geltungsdauer von zehn Tagen für Wohnungsverweisungen und 
Rückkehrverbote sowie die mögliche Verlängerung um weitere zehn Tage bei 
Beantragung zivilgerichtlichen Schutzes haben sich in der Praxis nicht immer als 
ausreichend erwiesen, um einen wirksamen Schutz sicherzustellen. Deshalb sollen 
beide Zeiträume künftig auf 14 Tage verlängert werden. 

 

II. Vergleich mit anderen landesrechtlichen Vorschriften 

 

1. Während § 34c PolG NRW in aktueller sowie geplanter Fassung die Verhütung 
terroristischer Straftaten, sowie die Abwehr von Sexualdelikten, Nachstellung und die 
Kontrolle der Einhaltung einer Wohnungsverweisung im Blick hat, sind die 
landesrechtlichen Vorschriften in Hessen (§ 31a HSOG) und Bayern (Art. 34 BayPAG) 
allgemeiner formuliert. 

§ 31a Abs. 1 HSOG dient der Verhütung von terroristischen Straftaten sowie der 
allgemeinen Gefahrenabwehr. 

Art. 34 Abs. 1 S. 1 BayPAG hat die Abwehr einer Gefahr oder einer drohenden Gefahr 
für ein bedeutendes Rechtsgut zum Ziel, die Anordnung der elektronischen 
Überwachung des Aufenthaltsortes hat allerdings richterlich zu erfolgen. 

 

2. Das Rückkehrverbot ist in den Ländern unterschiedlich ausgestaltet und hat jeweils 
eine Höchstfrist von 10-14 Tagen. 

§ 17a Abs. 1 S. 1 NPOG (Niedersachsen) ist wie folgt formuliert: 

„Die Polizei kann eine Person für die Dauer von höchstens 14 Tagen aus der 
von ihr bewohnten Wohnung verweisen und ihr das Betreten der Wohnung und 
den Aufenthalt in einem bestimmten Umkreis der Wohnung untersagen, wenn 
dies erforderlich ist, um eine von dieser Person ausgehende gegenwärtige 
Gefahr für Leib, Leben, Freiheit oder die sexuelle Selbstbestimmung von einer 
in derselben Wohnung wohnenden Person abzuwehren.“ 

Durch die Änderung der Vorschrift des § 34a PolG NRW erfolgt eine stärkere 
Angleichung an das benachbarte Bundesland Niedersachsen; dies ist insbesondere 
für im Grenzbereich wohnende Personen wünschenswert. 
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III. Internationaler Vergleich 

 

1. Die geplante Änderung des Polizeigesetzes NRW sieht ausdrücklich keine 
Einführung eines Modells der elektronischen Aufenthaltsüberwachung mittels 
Fußfessel nach spanischem Vorbild vor. 

Das sogenannte spanische Modell der elektronischen Fußfessel dient dem aktiven 
Schutz von Opfern häuslicher Gewalt vor gefährdenden oder gewalttätigen (Ex-
)Partner*innen. Es handelt sich um ein dynamisches Überwachungssystem, das – 
anders als die bislang in Deutschland eingesetzten Fußfesseln zur Überwachung von 
Straftätern – nicht auf die Kontrolle festgelegter Verbotszonen beschränkt ist, sondern 
die tatsächliche räumliche Annäherung zwischen Täter*in und Opfer in Echtzeit 
überwacht. Das System besteht aus zwei miteinander verbundenen Komponenten: 
einer elektronischen Fußfessel, die der*die Täter*in trägt, und einem tragbaren GPS-
Gerät, das der geschützten Person zugeordnet ist. Beide Geräte stehen in ständiger 
Funkverbindung, sodass der Abstand zwischen Täter*in und Opfer fortlaufend 
berechnet und bei einer Annäherung automatisch reagiert wird. Wird eine erste, 
definierte Distanz unterschritten, registriert das System die Annäherung und informiert 
die zuständige Überwachungsstelle. Kommt der*die Täter*in dem Opfer weiter näher, 
wird ein aktiver Alarm ausgelöst, der an die Gemeinsame Überwachungsstelle der 
Länder (GÜL) übermittelt wird, sodass dort unmittelbar weitere Schutzmaßnahmen, 
etwa die Verständigung der Polizei, eingeleitet werden können. Ab einem Abstand von 
etwa 300 Metern erhält zudem das Opfergerät selbst eine Warnmeldung, sodass die 
betroffene Person erkennt, dass sich der Gefährder in ihrer Nähe befindet. Ergänzt 
wird das System durch einen Panikknopf, mit dem die betroffene Person im Notfall 
selbst einen Alarm auslösen und so die Überwachungsstelle direkt kontaktieren kann. 
Ziel dieses Modells ist es, drohende Gewalthandlungen frühzeitig zu erkennen und zu 
verhindern, indem sowohl die zuständigen Behörden als auch die betroffenen 
Personen in Echtzeit gewarnt werden, sobald der*die Täter*in eine verbotene Nähe 
sucht. Nach Angaben des WEISSEN RINGS1 hat dieses System in Spanien bereits 
Hunderte Frauen effektiv vor gewalttätigen Partnern oder Ex-Partner*innen geschützt 
und gilt dort als ein wesentliches Instrument des präventiven Opferschutzes. 

Zu beachten sind hinsichtlich des spanischen Modells allerdings die zutreffenden 
Ausführungen des djb2: 

„In Spanien wird die EAÜ nur in Kombination mit einem umfassenden 
Gewaltschutzkonzept, das die individuellen Lebensumstände berücksichtigt, als 
Maßnahme zur effektiven Gefahrenabwehr eingesetzt. Diese Einschätzung wird 
von der Polizei vorgenommen, indem jede Anzeige im Integrated Monitoring 
System for Cases of Gender Violence (VioGén-System) erfasst und innerhalb 
von 72 Stunden nach Bekanntwerden des betreffenden Sachverhalts mithilfe 
standardisierter Formulare neu eingestuft wird. Das System weist fünf Stufen 
auf, die von „nicht erkannt” bis „extrem” reichen, welche in Zusammenarbeit mit 
unterschiedlichen Institutionen (u. a. Frauenhäusern) erstellt wurden. Auf Basis 
der Kategorisierung wird die Schutzmaßnahme angeordnet. In Spanien besteht 

 
1 https://weisser-ring.de/sites/default/files/2024-
12/wer_forum_opferhilfe_04_2024_magazin_144dpi_1.pdf. 
2 https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/st25-
31?actbackPid=52&cHash=c789d53a8193e053a73e077dac815a19 



Victoria Heßeler 
Rechtsanwältin 
 

4 
 

zum einen die Pflicht der Polizei, eine Momentaufnahme zu bewerten (VPR – 
Police Risk Assessment), und zum anderen eine Prüfung der Entwicklung der 
Gewalt durchzuführen (VPRE – Police Assessment of Risk Evolution), die auf 
den Risikoeinschätzungen der Polizei der letzten zwanzig Jahre basiert.  Seit 
2019 wurde mit dem VPR 5.0-H ein weiteres Protokoll eingeführt, um eine 
Risikoeinschätzung vornehmen zu können, wenn Kinder beteiligt sind. Auch 
wird versucht, der Dynamik in häuslichen Gewaltbeziehungen gerecht zu 
werden, indem alle zwei Monate eine Risikoeinschätzung vorgenommen wird. 

 

Bei der Analyse der Situation der Betroffenen in Spanien wird auf 
Forschungsdaten zurückgegriffen. Die Risikoeinschätzung mithilfe von 
Formularen, die auf der Grundlage von Forschung erhoben wurden, ermöglicht 
evidenzbasierte Entscheidungen.“ 

Demnach basiert das spanische Modell nicht auf der reinen Überwachung der 
gefährdenden Person, es liegt vielmehr ein Gesamtkonzept mit integrierter, 
einzelfallbasierter Risikoeinschätzung zugrunde. 

 

2. Vergleicht man die Regelung des § 34a PolG NRW in ihrer geltenden sowie der 
geplanten Fassung international, fällt insbesondere die Ähnlichkeit der Regelung zu 
der einschlägigen Vorschrift in Österreich - § 38a SPG – auf. 

Nach § 38a Abs. 1 S. 1 SPG sind die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
ermächtigt, einem Menschen, von dem auf Grund bestimmter Tatsachen, 
insbesondere wegen eines vorangegangenen gefährlichen Angriffs, anzunehmen ist, 
dass er einen gefährlichen Angriff auf Leben, Gesundheit oder Freiheit, insbesondere 
in einer Wohnung, in der ein Gefährdeter wohnt, begehen werde (Gefährder), das 
Betreten einer Wohnung, in der ein Gefährdeter wohnt, samt einem Bereich im 
Umkreis von hundert Metern zu untersagen (Betretungsverbot). Mit dem 
Betretungsverbot verbunden ist das Verbot der Annäherung an den Gefährdeten im 
Umkreis von hundert Metern (Annäherungsverbot). Das Betretungs- und 
Annäherungsverbot endet gem. § 38a Abs. 10 SPG zwei Wochen nach seiner 
Anordnung.  

Darüber hinaus ist der gefährdenden Person nach § 38a Abs. 8 S. 1 SPG allerdings 
gesetzlich aufgegeben, binnen fünf Tagen ab Anordnung des Betretungs- und 
Annäherungsverbots eine Beratungsstelle für Gewaltprävention zur Vereinbarung 
einer Gewaltpräventionsberatung (§ 25 Abs. 4) zu kontaktieren und an der Beratung 
aktiv teilzunehmen, sofern das Betretungs- und Annäherungsverbot nicht gemäß Abs. 
7 aufgehoben wird.  

Damit geht die gesetzliche Regelung in Österreich über das reine Rückkehrverbot 
hinaus. 

 

IV. Abschließende Stellungnahme 
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1. Die geplante Änderung des Polizeigesetzes NRW sieht nur marginale Anpassungen 
in Bezug auf die elektronische Aufenthaltsüberwachung nach § 34c PolG vor. Die 
Maßnahme bleibt in ihrem Anwendungsbereich eng begrenzt und bietet lediglich 
punktuelle Möglichkeiten, den Aufenthaltsort von gefährlichen Personen zu 
überwachen. In der Praxis bedeutet dies, dass Täter*innen, die eine Gefahr für Leib 
und Leben Dritter darstellen, nicht länger unter behördlicher Überwachung stehen 
müssen, sobald die engen Voraussetzungen nicht mehr erfüllt sind. Die geplante 
Regelung kann daher den Schutz von potenziellen Opfern nur unzureichend und 
eingeschränkter als bisher gewährleisten und birgt das Risiko, dass kritische Lücken 
entstehen. 

 

Das spanische Modell der elektronischen Aufenthaltsüberwachung mittels Fußfessel 
bietet hier klare Vorteile. Es ermöglicht eine kontinuierliche, echtzeitbasierte Kontrolle 
des Aufenthaltsortes, sodass die Polizei sicherstellen kann, dass gefährliche Personen 
bestimmte Schutzbereiche oder die Nähe von potenziellen Opfern nicht betreten. 
Durch die ständige Überwachung werden nicht nur kurzfristige Schutzlücken 
geschlossen, sondern auch die Abschreckungswirkung gegenüber potenziellen 
Täter*innen deutlich erhöht. Gleichzeitig ist das spanische System flexibel: Die 
Maßnahme kann zeitlich befristet, auf bestimmte Risikoperioden zugeschnitten und 
unter richterlicher Kontrolle angeordnet werden, wodurch die Verhältnismäßigkeit 
gewahrt bleibt. 

 

Im Vergleich zur geplanten Änderung des § 34c PolG NRW wird deutlich, dass das 
spanische Modell eine wesentlich wirksamere, kontinuierliche und präventive 
Maßnahme darstellt. Es schützt Opfer effizienter, reduziert das Risiko wiederholter 
Übergriffe und entlastet Polizei und Justiz, da wiederholte punktuelle Einsätze seltener 
nötig sind. Eine Orientierung am spanischen Modell wäre daher sachgerecht, um die 
elektronische Aufenthaltsüberwachung in Nordrhein-Westfalen zu einem effektiven 
Instrument des Opferschutzes auszubauen. 

 

Insgesamt muss der Schutz vor Gewalt gegen Frauen allerdings ganzheitlich gedacht 
werden. Die reine Änderung des Einsatzes der elektronischen 
Aufenthaltsüberwachung kann keinen umfassenden Schutz bieten; dazu ist – wie in 
Spanien – eine gesetzesübergreifende Änderung des Umgangs mit Gewalt gegen 
Frauen erforderlich. 

 

2. Die Wohnungsverweisung und das Rückkehrverbot nach § 34a PolG NRW stellen 
zwar erhebliche Eingriffe in die Grundrechte, insbesondere in Art. 13 GG und das 
allgemeine Persönlichkeitsrecht, dar. Vor dem Hintergrund der klar definierten 
Voraussetzungen, der zeitlichen Befristung auf 14 Tage sowie der Möglichkeit der 
gerichtlichen Überprüfung ist jedoch festzuhalten, dass die Maßnahme 
verfassungsrechtlich zulässig und verhältnismäßig ist. Die Verlängerung der Frist dient 
dem Schutz besonders gewichtiger Rechtsgüter – nämlich Leib und Leben von Opfern 
häuslicher Gewalt – und erfüllt damit die Anforderungen an einen rechtmäßigen Eingriff 
in die Grundrechte. 
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Von zentraler Bedeutung ist die Sicherstellung zivilgerichtlicher 
Anschlussmaßnahmen. Die Verlängerung der polizeilichen Maßnahme, wenn das 
Opfer einen Antrag nach dem Gewaltschutzgesetz stellt, ist äußerst sinnvoll für den 
Opferschutz. Sie gewährleistet, dass der Schutz der Betroffenen bis zur gerichtlichen 
Entscheidung fortbesteht und verhindert, dass polizeiliche Maßnahmen „ins Leere“ 
laufen, wenn Gerichte längere Zeit für ihre Entscheidungen benötigen. 

Eine simple Fristverlängerung bringt mutmaßlich im Opferschutz keine wesentlichen 
Vorteile, daher ist der Ausbau des Opferschutznetzes notwendig. Eine bloße 
Fristverlängerung bringt nur dann Vorteile, wenn gleichzeitig Unterstützungsangebote 
wie Notunterkünfte, psychosoziale Beratung und schnelle gerichtliche Verfahren 
gewährleistet sind. Es ist daher empfehlenswert, die Verlängerung verbindlich an 
Kapazitäts- und Finanzzusagen für Beratungs- und Unterbringungsangebote zu 
koppeln. 

Schließlich sollte in Erwägung gezogen werden, eine Vorschrift entsprechend der 
österreichischen Regelung des § 38a Abs. 8 S. 1 SPG einzuführen und dem*der 
Täter*in aufzugeben, eine Beratungsstelle für Gewaltprävention aufzusuchen. Das 
alleinige Rückkehrverbot entschärft zwar die aktuelle Gefahrenlage, führt aber nicht 
notwendig dazu, dass der*die Täter*in sich mit sich auseinandersetzt. Zwar kann dies 
durch eine mögliche Bewährungsauflage erreicht werden, Strafverfahren dauern aber 
regelmäßig jedenfalls mehrere Monate an, so dass die direkte einwirkende Maßnahme 
unter Umständen ins Leere läuft. Eine entsprechende Regelung würde darüber hinaus 
der Umsetzung der Istanbul-Konvention (Art. 16) dienen. 
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